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Deutſcher Reichstag. 
40. Sitzung vom 28. April. 


Präſident Graf von Arnim eröffnet die 
Sitzung um 11 Uhr 30 Min. mit geſchäftlichen Mit- 


gen. 

Am Tiſche des Bundesrathes nur einige Kom⸗ 
miſſarien. 

Tagesordnung: 

J. Berathung über den Antrag des Abg. 
Richter (Hagen), der Reichstag wolle erklären, 
daß er eine weitere Erhöhung der Tabaksſteuer oder 
die Einführung des Tabaksmonopols für wirth⸗ 
ſchaftlich, finanziell und politiſch durchaus ungerecht⸗ 
fertigt erachtet. 

Antragſteller Abg. Richter führt zur Be⸗ 


2 
gründung ſeines Antrages aus, daß in Deutſchland 
von der Einführung des Tabaksmonopols ſchwer⸗ 
lich die Rede ſein würde, wenn nicht der Herr 
Reichskanzler ſel iſſermaßen als das 
te Ziel feiner S ingeſtellt hätte. Der 
Reichstag habe in e betreffend die ſtatiſti⸗ 
1 ſchen Erhebungen Tabaksbau und Tabaks⸗ 


a 


—— 
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handel Alles entfernt, was nur irgend ſich auf das 
Monopol beziehen könnte. Hier im Hauſe ſei keine 
Partei dafür und in der aus 11 Mitgliedern von 
der Reichsregierung eingeſetzten Enquete ⸗Kommiſſion 
waren nur zwei Mitglieder, Herr Fabricius und 
Herr Burghart, die ſich für das Tabaksmonopol 
erklärten. Die große Majorität erklärte ſich gegen 
das Tabake monopol. In dem Berichte der Enquete⸗ 
Kommiſſion wurde darauf hingewieſen, daß, wenn 
man die Bilanz ziehe zwiſchen den angeblichen Vor⸗ 
thellen des Tabaksmonopols und den unzwelfelhaf⸗ 


ten Nachtheilen deſſelben, die Bilanz zu Ungunſten 


des Monopols ausfalle. Zu den hauptſächlichſten 
Gründen gegen das Monopol werde unſere blühende 
Tabaksinduſtrie, unſer ausgebreiteter Tabakshandel 
angeführt. Die Abfindung der Tabaksinduſtrie ꝛc. 
würde einen dauernden Verluſt von ca. 800 Mill. 
Mark repräſentiren, und darin ſei nicht einmal der 
Schaden mit berechnet, den der Handel von Ham⸗ 
burg und Bremen, den die geſammte Hilfe induſtrie 
durch das Monopol erleiden würde. Redner ver- 
weit darauf, daß man bei Berathung des Tabaks ⸗ 
ſteuergeſetzes, als er auf das drohende Monopol 
aufmerkſam gemacht, ihn und ſeine Freunde des 
Peſſimismus beſchuldigt habe; aber er gestehe, daß 
er nicht ſo peſſimiſtiſch geweſen, zu glauben, das 
Monopol werde das Haus ſchon je bald ernſtlich 
beſchäftigen. Die Beunruhigung der Tabaks induſtrie 
durch das wieder aufgetauchte Tabaksmonopol ſel 
vollkommen berechtigt. Gleich bei Beginn des 
Reichstages ſei von Mitgliedern des Reichstages 
offen aus geſprochen, daß nach allgemeinen Wahr⸗ 
nehmungen Symptome wieder hervortreten, welche 
das Tabaksmonopol wieder Fleiſch und Bein an 
nehmen laſſen. Die Beunruhigung mußte aber noch 
wachſen durch die zweideutigen Erklärungen der 
Regierungsvertreter gelegentlich der Budgetberathung 
und durch das Verhalten der offiziöͤſen Preſſe. 3- 
gern wir jetzt, dieſe Frage akut zu machen, ſo 
würde, wenn der Reichstag nach Hauſe gegangen 
iſt, die offiziöje Preſſe erſt recht freies Spiel haben, 
ſie würde dann im Stande ſein, eine Verwirrung 
anzurichten, daß man allerdings die Meinung be⸗ 
kommen kann, als ob in Deutſchland die öffentliche 
Meinung ſich wirklich zur Einführung des Tabaks⸗ 
monopols bekehrt hat. Durch eine ſolche offiziöſe 
Agitation würde die Beunruhigung der Induſtrie 
eine wachſendere werden und dieſe würde, ähnlich 
dem Schwerkranken, einen ſchnellen Tod dem lang- 
ſamen Sterben vorziehen. Die Fruchtbarkeit des 
Reichskanzlers für neue Steuern ſcheint ſich zu 
fleigern, je weniger Neigung im Reichstage für 


monopols gedeutet werden könnte. Mein An- 
trag bezweckt nichts weiter, als der Meinung 
des Hauſes einen unzweideutigen Ausdruck zu ge⸗ 
ben, daß der Reichstag das Tabaks⸗Monopol nicht 
will. 

Abg. Graf Udo zu Stolberg erklärt ſich 
gegen den Antrag ſchon aus formellen Gründen. 
Die Erklärung ſoll nicht gerichtet werden an die 
verbündeten Regierungen, auch nicht an den Herrn 
Reichskanzler. Man weiß nicht, an wen er gerich- 
tet iſt, er wird in die Welt hineingeſprochen. Din- 


ken Sie doch, in welche Lage Sie uns mit der 


Annahme eines ſolchen Antrages bringen? Et 
wäre dies entweder ein Zeichen von Ueberſchätzung 
oder von Schwäche. Ich kann daher nur bitten, 
aus formellen Gründen über den Antrag zur Ta- 
gesordnung überzugehen. Aber Herr Richter iſt 
auch materiell auf die Sache eingegangen. Ich 
fürchte eine Diskuſſton über die Frage des Tabals⸗ 
monopols nicht, aber ich glaube, eine ſolche Dis- 
kuſſton wird die Beunruhigung der Tabaksinduſtrie 
noch vermehren. Es geht damit wie mit einem 
ſchweren Gegenſtand, je mehr man an demſelben 
rüttelt, deſto eher rollt er dem Abhange zu. Nach 
meiner Auffaſſung iſt die Durchführung der vom 
Herrn Reichskanzler geplanten Steuerreform nur 
möglich, wenn der Tabak erhebliche Erträge liefert. 
Dazu war im vorigen Jahre Gelegenheit geboten, 
der Reichstag hat die Sätze aber ſoweit ermäßigt, 
daß man, ſoll die Steuerreform ermöglicht werden, 
entweder zu einer Erhöhung der Steuerſätze oder 
zum Tabaksmonopol kommen muß. Eine andere 
Möglichkeit giebt es nicht, zeigen Sie mir eine an⸗ 
dere, und ich will ſie acceptiren. Die Frage, ob 
Tabaksmonopol oder nicht, wird durch den vorlie- 
genden Antrag ſchwerlich alterirt werden. Ich bitte 
Sie, denſelben abzulehnen. 

Abg. D. Delbrück: Ich will nicht be⸗ 
haupten, daß es unter allen Umſtänden die Auf- 
gabe des Reichstages jet, Beſorgniſſen, die fi in 
den Kreiſen unſerer Induſtrie gegen eine bevor- 
ſtehende geſetzliche Maßregel zeigen, mit einem Vo⸗ 
tum des Reichsta es entgegenzutreten. Wir find 
aber der Meinung, daß die beſondere Lage der Ta⸗ 
bakeinduſtrie ein ſolches Votum rechtfertigt. Die⸗ 
ſelbe lebt ſeit länger als acht Jahren unter dem 
Druck der Unſicherheit und erſt durch das Zuſtande 
kommen des Geſetzes im vorigen Jahre iſt eine 
Grundloge geſchaffen, von der fie erwarten durfte, 
daß ſie dauernd ſei. Aber in demſelben Augenblick, 
wo ſich die Tabaksinduſtrie in die neuen Verhält- 
niſſe findet, beginnt die Störung von Neuem. Es 
iſt daher Pflicht des Reichstages, dasjenige, was 
der Reichstag zur Beruhigung thun kann, auch zu 
thun. Für eine Produktionsſteuer iſt nichts noth⸗ 
wendiger als die Stabilität der Steuer ſelbſt, und 
nichts verwerflicher, als die Schwankungen in der 
Steuerreform. Was den Steuerertrag betrifft, ſo 
find wir heute um nichts klüger als vor zehn Mo- 
naten. Es iſt heute ſo wenig wie damals irgend 
Jemand im Stande, mit einiger Sicherheit, zu ſa⸗ 
gen, ob die damals aufgeftellten Voranſchläge über 
den Ertrag der Steuer ſo unrichtig geweſen ſind, 
daß es nothwendig wäre, zu einer Aenderung der 
Steuerform überzugehen. Ein ſolcher Nachweis 
wäre aber unbedingt nothwendig, wenn man ins⸗ 
beſondere zum Tabaksmonopol übergehen wollte. 
Auf eine Diskuſſton über das Monopol will ſich 
Redner in dieſem Augenblick nicht einlaſſen. Er iſt 
ein Gegner diefer Steuerform, aber er ſieht es nicht 
als feine Aufgabe an, dieſe Frage ſchon jetzt zu 
diskutiren. Er empfiehlt deshalb die Annahme 
folgenden, von ihm, ſowie von den Abgg. Dr. 
Buhl und Graf von Fugger - Kirchberg geſtellten 
Antrages: 

Der Reichstag wolle beſchließen: „in Erwä⸗ 
gung, daß über die künftige Beſteuerung des Ta- 
baks bei der Berathung des Geſetzes über die Ta- 
baksſteuer in der legten Seſſion des Reichstages ein 
volles Einverſtändniß zwiſchen den verbündeten Re⸗ 
gierungen und dem Reichstage herbeigeführt iſt, — 
daß erwartet werden muß, daß dieſes, durch Ver⸗ 
kündung des Geſetzes vom 16. Juli 1879 erſt 
neuerdings beurkundete Einverſtändniß nicht wieder 
durch einen Antrag auf Einführung des Tabaks⸗ 
monopols in Frage geſtellt werden wird, — geht 


neue Steuern vorhanden iſt. Man muß daher von der Reichstag über den Antrag Richter zur Tages⸗ 
vornherein dem Herrn Reichskanzler die Meinung ordnung über.“ 


nehmen, als ob aus der ablehnenden Haltung des 


Redner fügt noch hinzu, daß im gegenwärti⸗ 


Reichstages gegen alle neuen Steuern irgend etwas gen Augenblick mit Rückſicht auf die vorhandene 


u entnehmen wäre, was zu Gunſten des Tabaks⸗ 
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Sachlage nicht mehr geſchehen konnte, um den In⸗ 


tereſſenten eine Beruhigung zu geben, wie ſie ſie 
wünſchen. Dem Antrage Richter könne er ſich nicht 
anſchließen, da derſelbe ſich ſeiner Form nach zwar 
zur Diskuſſion für eine wirthſchaftliche Verſamm⸗ 
lung, nicht aber für eine parlamentariſche Körper⸗ 
ſchaft eigne. 

Abg. Schr. v. Lerchenfeld (konſ.) iſt der 
Meinung, daß Agitationen gegen beſtehende Wirth⸗ 
ſchaftseinrichtungen von gegneriſcher Seite gar nicht 
zu vermeiden find; jedenfalls hätte es zur Beruhi⸗ 
gung der Tabaksinduſtrie mehr beigetragen, wenn 
dieſer Antrag überhaupt nicht eingebracht worden 
wäre. Er würde daher gegen beide Anträge ftim- 
men, ohne ſich in dieſem Augenblick für ein künf⸗ 
tiges Votum zu binden. 

Abg. Kopfer ſteht auf dem Boden der 
jetzigen Geſetzgebung und iſt gegen jede Neuerung 
auf dem Gebiete der Tabaksſteuer. Im vorigen 
Jahre ſei auf dieſem Gebiete Frieden geſchloſſen 
worden, und daß dieſer Frieden Jahre lang an⸗ 
halten ſoll, müſſe das Haus konſtatiren, damit end⸗ 
lich die Beruhigung der Tabaksinduſtrie zu beſei⸗ 
tigen. Der Redner fordert ſodann von den Ver- 
tretern der Regierung eine offene und unzweideutige 
Erklärung. 

Abg. v. Kardorff iſt ſelbſtverſtändlich als 
Anhänger des Tabaksmonopols gegen jeden Antrag. 
Er beſtreitet, daß das Tabaksmonopol auf die Ar- 
beiterverhältniſſe irzend welche Wirkung herbeiführen 
würde. Für eine ſolche Vorausſetzung fehle eine 
jede Grundlage Dies wäre nur dann möglich, 
wenn in Folge des Monopols eine Verminderung 
der Produktion eintreten möchte. Das ſei aber 
nicht zu erwarten und damit falle die Deduktion 
von der Vernichtung Hunderttauſender von Exiſten⸗ 
zen in ſich ſelbſt zuſammen. Er halte nach wie 
vor daran feſt, daß der Tabak ſeiner Natur nach 
weſentlich ein reſervirtes Steuer Objekt bildet. Er 
werde deshalb im gegebenen Augenblick für eine 
weitere Erhöhung der Tabaksfteuer event. für das 
Tabaksmonopol ſtimmen. 


Abg. Dr. Buhl tritt für feinen Antrag mit 
ſehr großer Entſchiedenheit ein. Er wendet ſich da- 
bei gegn den Vorredner und deſſen Monopolge- 
danken. Von dem Monopol ſeien nur die größten 
volkswirthſchaftlichen Schäden zu erwarten. Seit 
der erſten ofſiziöſen Kundgebung für das Monopol 
ſtocken die Tabaksgeſchäfte. Dem müſſe man ent- 
gegentreten; das erfülle ſein Antrag, der den Kom- 
promiß des vorigen Jahres aufrecht erhalte. 

Abg. Dr. Windthorſt erklärt ſich ſehr 
entſchieden gegen alle neue Steuerprojekte. Ich ſtehe 
heute noch auf dem Standpunkte des vorigen Jah- 
res und ich ſtelle mich nicht auf einen neuen. Ehe 
wir weiter gehen, müſſen wir die Wirkungen der 
Steuerreform kennen lernen, müſſen wir Klarheit 
und einen feſten Plan haken in Beziehung auf dieſe 
Reform. Dieſer feſte Plan iſt uns heute noch nir⸗ 
gends gegeben worden und auf's Blaue hin ohne 
weiteres Steuern neu einzuführen, dazu kann ich 
mich nicht entſchließen. Eine Steuerreform darf 
nicht auf Koſten einer Mehrbelaſtung des Volkes 
geſchehen. Als im vorigen Jahre die Reform be- 
antragt wurde, wurde in Ausſicht geſtellt, daß die 
Erträge aus den Zöllen und Steuern weſentliche 
Steuererleichterungen zur Folge haben würden. Uns 
wurde damals ein Bild entrollt, das ſehr verfüh- 
reriſch ſich ausnahm, das ich aber gleich nicht für 
ganz richtig hielt. Aber es war doch eine feſte 
Baſis für eine Steuerreform gegeben und ich will 
erft ſehen, ob das Programm in den Einzelſtaaten 
zur Durchführung gelangt, ehe ich das Bedürfniß 
für neue Steuern anerkennen kann. Ohne einen 
feſten Plan, ohne die Garantie, daß durch Vermeh⸗ 
rung der indirekten Steuern auch eine Grrabminbe- | 
rung der direkten Steuern erfolgen wird, kann ich 
weiter zu gehen mich nicht entſchließen. Redner 
fürchtet, daß eine volle dauernde Beruhigung der 
Tabaksinduſtrie auch durch dieſen heutigen Beſchluß 
nicht eintreten werde. „Unzweifelhaft wollen einige 
Herren im Hauſe das Monopol, ſollte ich mich 
irren, dann mögen es die Herren nur jagen.“ | 
(Heiterkeit) Redner wendet ſich gegen den Unfug 
der offiziöſen Preſſe, er konſtatirt, daß durch die Beun⸗ 
ruhi gung, welche jene Blätter hervorgerufen haben, 
der Reichstag gewungen werde, einige Arbeitstage 
der Beſchwichtigung zu widmen. Es ſei bedauer⸗ 
lich, daß überhaupt ſolche Blätter exiſtirten, deren 
Auslaſſungen die wirthſchaftliche Entwickelung des 
Landes lahm legten. Er wünſche alle dieſe Blätter 
nach Cayenne. (Heiterkeit und Rufe: Nach Samoa!) 


alle Prozeſſe unmöglich. 
Rechtspflege iſt aber ein Bedürfniß des Volkee, und 
aus dieſem Bedürfniß heraus habe ich meinen Au⸗ 


Nein, denn in Samoa würde die Atmoſphäre dan 
noch ungeſunder werden. (Große Heiterkeit.) Man 
möge das, was einmal erreicht ſei, durch Aus- 
ſtreuung von Monopolgerüchten nicht wieder in 
Frage ſtellen. Sehr unwillig äußert ſich Redner 
darüber, daß die Regierung ſtumm bleibt, dadurch 
würde die Beunruhigung nur noch vermehrt. 
Er könne ſich übrigens nicht vorſtellen, daß der 
Bundesrath das Monopol annehmen würde. 
Es ſei das Monopol nicht blos von wirth⸗ 
ſchaftlicher, ſondern von hoher politiſcher Bedeutung 
in Bezug auf das fakultative Prinzip, auf welchem 
die Verfaſſung Deutſchlands beruht. Die Zuftim- 
mung der Kleinſtaaten würde mit einer Abdiktion 
gleichbedeutend ſein. Er habe den dringenden 
Wunſch, daß dasjenige geſchützt und aufrecht er⸗ 
halten werde, was im vorigen Jahre beſchloſſen 
worden. (Beifall.) 

Abg. Fritzſche erklärt ſich ebenfalls im In⸗ 
tereſſe der Arbeiter gegen das Monopol. Die Ein⸗ 
verleibung Altonas und St. Paulis in den Zoll- 
verein bereite dieſes Monopol offenbar vor, des⸗ 
halb ſei es gut, entſchieden Stellung zu demſelben 
zu nehmen. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

In ſeinem Schlußwort weiſt Abg. Richter 
(Hagen) darauf hin, daß das Schweigen der Re⸗ 
gierung ſehr beredt ſei und beweiſe, daß etwas 
vorgehe. Die motivirte Tagesordnung entſpreche 
ganz feinem Wunſche und werde die Fortſchritts⸗ 
partei auch dafür ſtimmen, wodurch der Antrag 
wohl eine weſentliche Verbeſſerung erfahre. (Hei⸗ 
terkeit). Er hoffe, f ne 
motivirten 
des Tabaksmonopols auf immer verſchwunden jein 
werde. 

Ein Antrag des Fürſten Hohenlohe 
Langenburg: „In Erwägung, daß zur Zeit 
eine Veranlaſſung nicht vorliegt, über das Tabaks⸗ 
monopol oder über eine Abänderung des Geſetzes 
vom 16. Juli 1879 ſich zu äußern, — geht das 
Haus über den Antrag des Abg. Richter zur Ta- 
gesordnung über“, wird mit großer Majorität ab- 
gelehnt. 

Der Antrag Delbrück⸗Buhl⸗Graf Fugger da⸗ 
gegen in namentlicher Abſtimmung mit 181 gegen 
69 Stimmen angenommen. 

Es folgt die Berathung des Antrages des 
Abg. Klotz, die neueingeführten Gerichts koſten⸗ 
tarife betreffend. 

Der Antrag lautet: Der Reichstag wolle be⸗ 
ſchließen, den Herru Reichskanzler zu erſuchen, bald⸗ 
thunlichſt Ermittelungen darüber anſtellen zu laſſen, 
inwieweit die ueueingeführten Gerichtskoſtentarife 
geeignet find, auf die Rechtspflege durch Vertheue⸗ 
rung ſtörend einzuwirken, ſowie von dem Ergebuiß 
dieſer Ermittelungen dem Reichstage Kenntnlß zu 
geben. 

Abg. Klotz weiſt darauf hin, daß nach dem 
Gerichte verfaſſungsgeſetz die Gerichtskoſtenſätze durch 
kaiſerliche Verordnung erhöht oder herabgeſetzt wer⸗ 
den können. In der Berathung der Juſtizgeſetzt 
hat der Vertreter der Bundes reglerungen ausdrück⸗ 
lich darauf hingewieſen, daß es ſich zunächſt nur 
um eine einheitliche Regelung der Gerichtskoſten für 
alle Theile Deutſchlands handle, und daß dieſe her⸗ 
abgeſetzt werden könnten, wenn ſie ſich als zu hoch 
herausſtellen ſollten. Die Kommiſſion des Hauſes 
bat ſelbſt die von der Regierung vorgeſchlagenen 
Koſtenſätze für zu hoch befunden und fie ſchon un 


‚etwas herabgesetzt. Wenn nun dadurch auch in 


einzelnen deutſchen Staaten eine Verringerung der 
bis dahin üblichen Koften herbeigeführt iſt, jo it 
doch nachgewieſen, daß in dem überwiegend größten 
Theile Deutſchlauds die Rechtspflege erheblich ver⸗ 
theuert iſt. Ueberall klagt die Bevölkerung über 
das Uebermaß dleſer Gerichtsgebührenſätze. Tir 
Ueberzeugung von der Berechtigung dieſer Klagen 
hat mich von Anfang an nicht verlaſſen, und ſchon 
neulich ſagte ein Mitglied des Hauſes, die neue 
Gebührenordnung ſei gewiſſermaßen die radikalſte, 
die man ſich denken könne, denn fie mache eigentlich 
Die freie, unbeengte 


trag geſtellt. Bereits iſt die Frage aufgeworfen, 
ob die Gerichts vollzieher nicht beſſer ein beſtimmtes 
Gehalt ſtatt Gebührenſätze nach der Höhe des Streit- 
objektes bekommen. Durch die Beſtimmung, daß 
die Parteien ſich faſt in allen Fällen einen Anwalt 
nehmen müſſen, vertheuert ſich die Rechtspflege 


Tagesordnung endlich das Geſpent 


gleichfalls in erheblichem Maße. 
zwang, wie wir ihn beſtimmt haben, muß als un⸗ 
erläßlich anerkannt werden; daraus folgt aber, daß 
der Staat mit ſeinen Gebühren hinter denen des 
Anwalts zurücktreten muß, um die Rechtspflege nicht 
zu beſchränken. Ich bitte Sie daher, meinen An⸗ 
trag anzunehmen. Es kam mir hauptſächlich dar⸗ 
auf an, dieſe Frage hier zur Anregung zu 
bringen. 

Abg. Staudy: Obwohl wir uns bei Er⸗ 
laß des Geſetzes nicht verhehlten, daß wir ein Ex⸗ 
periment machten, ſo haben die Folgen des Ge⸗ 
ſetzes doch eine allgemeine Ueberraſchung hervorge⸗ 
rufen, namentlich bei dem Publikum. Es handelt 
ſich hier weſentlich um die Pauſchalſumme. Die 
Klage, welche allgemein geführt wird, iſt die, daß 
die Koſten ſich bei kleinen Objekten höher geſtalten 
als früher. Hierher gehören auch die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſeitens des Gerichtsvollziehers, welche oft 
ſo große Koſteu verurſacht, daß der Prozeß nicht 
verlohnt. Nachdem wir dann bei Erlaß des Ge⸗ 
ſetzes die Reſolution gefaßt haben, daß eine En⸗ 
quete über die Reſultate der Gebührenordnung nach 
4 Jahren anzuſtellen ſei, halte ich es für unbedenk⸗ 
lich, dem Antrage des Abg. Klotz zuzuſtimmen. 
Allerdings wird die Regierung wohl kaum in der 
Lage fein, uns vor 3 Jahren eine Antwort zu ge- 
ben. Ein Punkt, wo vielleicht ſogleich einzugreifen 
wäre, iſt das Zuſtellungsverfahren, welches den Ge⸗ 
richtsvollziehern, namentlich bei Amtsgerichtskoſten, 
genommen und der Poſt übertragen werden müßte. 
Die Kopialien könnten unbedenklich vom Staate 
übernommen werden. Ich wäre auch dafür, den 
Gerichtsvollziehern auch die Zwangsvollſtreckungen 
zu entziehen, allein ich weiß keinen Weg, wie die 
Sache geregelt werden könnte, empfehle aber dieſen 
Gegenſtand den verbündeten Regierungen zur ein- 
gehenden Erwägung. Ich bitte Sie, den Antrag 
Klotz anzunehmen. 

Abg. Frhr. Nordeck zur Rabenau: 
Die hier erörterte Frage iſt von großer Wichtig 
keit, denn fie betrifft ſehr große Theile der Bevöl⸗ 
kerung, denen gegenüber Gerechtigkeit geübt werden 
muß. Ich bin der Meinung, daß hier ſchnelle 
Abhülfe geſchafft werden muß, und dazu wird das 
Material die Grundlage bilden, welches wir bereits 
haben, oder das nach der Mittheilung des Herrn 
Juſtizminiſters noch geſammelt werden fol. Die 
Juſtizgeſetzgebung mit dieſer Gebührenordnung giebt 
fein gleiches Recht für Alle. Das beſtehende Syſtem 
ß vollſtändig geändert werden. 

Abg. Reichenſperger (Crefeld): Meine 
Erfahrungen aus der Rheinprovinz, wo früher das 
franzöſiſche Recht herrſchte, beſtätigen die Klagen, 
welche in anderen Gegenden über die Unzuträglich⸗ 
keit der neuen Gebühren erhoben worden ſind. Die 
Höhe der Koſten hat eine Verminderung der Zahl 
der Prozeſſe im Gefolge gehabt, jo daß die An- 


wälte bereits fürchten, daß ihnen, trotz der Höhe 


der Gebühren, das Brod ausgehen werde. Die 
Höhe der Koſten iſt eine weſentliche Folge der Viel ⸗ 
ſchreibereien. Hier muß eine Beſſerung eintreten 
Auch der ſächſiſche Landtag hat einen Beſchluß ge⸗ 
faßt, eine Aenderung in der Gebührenordnung ein⸗ 
treten zu laſſen. Ich kann Ihnen nur empfehlen, 
den Antrag Klotz anzunehmen. 

Abg. Stellter: Ich möchte nur auf 
einen Punkt hinweiſen, daß nämlich durch die hohen 
Gebühren das Armenrecht illuſoriſch gemacht 
wird. Der Reichstag hat die Pflicht, die Ge- 
ſetze, die er erläßt, bei dem Volke beliebt zu erhal⸗ 
ten, nicht aber ſie durch unnöthige Schärfe zu dis⸗ 
kreditiren. 

Nach einem Schlußwort des Antragſtellers 
wird der Antrag des Abg. Klotz einſtimmig ange⸗ 
nommen. 

Dann wird die Sitzung vertagt. 

Nächſte Sitzung: Donnerſtag 11 Uhr. 

Tages⸗Ordnung: Stempelſteuerge ſetz, Küſten ⸗ 
frachtfahrt. f 

Schluß 4% Uhr. 


Deutſchland. 

Berlin, 28. April. Das war der Tag des 
Herrn Abg. Richter⸗Hagen, deſſen Ringen nach Un⸗ 
ſterblichkeit dem Reichstage wieder einmal einen Be⸗ 
rat,ungstag gekoſtet hat. Auf der Tagesordnung 
ſtand ſein bekannter Antrag gegen Erhöhung der 
Tabaksſteuer, der eine Erklärung des Reichstages 
provoziren wollte, dahin gehend, daß er (der 
Reichstag) eine weitere Erhöhung der Tabaksſteuer 
berr die Einführung des Tabaksmonopols für 
wirthſchaftlich, finanziell und politiſch durchaus un⸗ 
gerechtfertigt erachtet. Richter's Antrag war nur 
von Mitgliedern der Fortſchrittspartei und einigen 
noch weiter links ſtehenden Abgeordneten unter ⸗ 
fügt. Dem Antrage Richter fanden zwei andere 
entgegen, der der freikonſervativen Partei, welche 
zur Zeit keine Veranlaſſung ſieht, ſich in der Mo⸗ 
nopolfrage zu äußern und deshalb zur Tagesord⸗ 
nung überzugehen beantragt, und der motivirte 
Uebergang zur Tagesordnung, eingebracht von den 
Abg. Dr. Buhl, Dr. Delbrück und Graf v Fugger⸗ 
Kirchberg und unterſtützt von zahlreichen Mitgliedern 
der nationalliberalen Partei und des Centrums. 
Die wohlgefüllten Tribünen erwarten allerdings 
tine Haupt- und Staatsaktion; dem aber entſpricht 
einerſeits weder die Phyſtognomie des Bundesraths⸗ 
tiſches, der in den erſten zwei Berathungsſtunden 
nur von einem einſamen Geheimrath bewohnt wird 
und erſt um 1 Uhr einen wirklichen Miniſter in 
der Perſon des Herrn Hofmann zu ſehen bekommt, 
andererſeits auch der ſchleppende und wenig inter⸗ 
eſſante Gang der Verhandlungen ſelbſt. Im Hauſe 
wie auf der Journaliſtentribüne weiß man vor und 
während der Debatte ganz genau, daß die moti⸗ 
virte Tages ordnung Buhl zur Annahme gelangen 


Der Anwalts- pektorationen Richter's — unter dieſem Redequantum 


thuts Herr Richter nun einmal nicht — durchaus 
nicht mit der gebührenden Andacht entgegen. Seine 
hiſtoriſche Abhandlung über die dem Erlaß des 
neuen Tabaksſteuergeſetzes voraufgegangenen Vor⸗ 
gänge entbehren des Reizes der Neuheit, und auf 
feine Verſuche, die allerdings wenig präziſen Erklä⸗ 
rungen, welche der Regierungstiſch anläßlich einer 
Anfrage bei Gelegenheit der Etatöberatuung über 
die Monopolfrage abgegeben, heute durch beſtimm⸗ 
tere Verſprechungen regierungsſeitig ergänzen zu 
laſſen, wied ſchwerlich reagirt werden. Nach Rich⸗ 
ter giebt Graf Udo zu Stolberg⸗Wernigerode die 
Erklärung ab, daß für ihn nur die Tagesordnung 
sans phrase annehmbar ſei, und vergleicht Rich- 
ter's voraufgegangene oratoriſche Uebung mit dem 
unklugen Vorgehen einer Truppe, welche, ohne einen 
Feind vor ſich zu haben, ihre Gewehre abſchießt, 
in der Erwartung, den etwa im Anzug befindlichen 
Feind dadurch von einem Angriff abzuhalten. Ab⸗ 
geordneter Delbrück motivirt in anerkennenswerther 
Knappheit feinen Antrag (Buhl⸗Delbrück), der mit 
dem Uebergang zur Tages ordnung die Erwartung 
verbindet, daß das durch Verkündigung des Ge- 
ſetzes vom 16. Juli 1879 erſt neuerdings beur⸗ 
kundete Einverſtändniß zwiſchen den verbündeten Re⸗ 
gierungen und dem Reichstage nicht wieder durch 
einen Antrag auf Einführung des Tabaksmonopols 
in Frage geſtellt werden wird. Daran knüpft ſo⸗ 
dann Freiherr v. Lerchenfeld ein Plaidoyer für ſei⸗ 
nen und ſeiner Parteigenoſſen — der Freikonſer⸗ 
vativen — Antrag, der, wie ſchon erwähnt, zur 
Zeit keine Veranlaſſung ſieht, ſich in der Monopol⸗ 
frage zu äußern, und deshalb Uebergang zur Tages- 
ordnung will. Nach dieſen mehr oder weniger 
theoretiſchen Auslaſſungen nimmt ein Mann der 
Praxis, der Präſident der Mannheimer Handels- 
kammer und bedeutender Tabaks-Induſtrieller, demo- 
kratiſcher Abg Kopfer (Schattirung Sonnemann) 
gegen halb 2 Uhr das Wort, um ſich und das 
Haus für den Antrag Richter zu erwärmen. Sein 
ſchwer verſtändliches Idiom und ſeine wenig an⸗ 
ziehende Art zu reden leert das Haus in wenig 
Minuten, und ſeine Philippika gegen das Monopol, 
die manches recht treffende Moment auf den Plan 
führt, entbehrt der gewünſchten Wirkung. Zu allem 
Ueberfluß verläßt auch Miniſter Hofmann noch das 
Haus, und der Bundesrathstiſch iſt wieder ſo leer 
und blank wie die Honoratiorenbank einer Dorf- 
kirche während der Nachmittagspredigt. Von einem 
großen Effekt der Debatte kann alſo, ſoweit ſich das 
bis jetzt überſehen läßt, nach keiner Richtung hin die 
Rede fein. Die Situation in der Monspolfrage iſt 
durchaus nicht klarer geworden, der Reichstag aber 
hat einen Debattetag verloren. 


Provinzielles. 


Stettin, 29. April. Beim 1. Garde⸗-Regi⸗ 
ment z. F. exiſtirt ein Fond zur Unterſtützung ſol 
cher hülfsbedürftiger, erwerbsunfähiger Krieger des 
1. Garde-Regiments z. F. bezw. 1. Garde-Land⸗ 
wehr⸗Regiments, welche die Feldzüge von 1813 15 
reſp. 1864, 1866 und 1870,71 mitgemacht haben, 
in der Provinz Pommern wohnen und keine Inva⸗ 
liden-Penſion oder anderweitige laufende Unter⸗ 
ſtützungen beziehen. Diejenigen Krieger, welche den 
vorſtehenden Anforderungen entſprechen und auf eine 
derartige Unterſtützung reflektiren, können ſich bis 
zum 15. Mai d. J. bei ihren reſp. Bezirksfeld⸗ 
webeln unter Vorzeigung ihrer ſämmtlichen hierauf 
Bezug habenden Militärpapiere, ſowie Beibrin- 
gung von Magiftrats- bezw. Atteſten der Ortsbe⸗ 
hörden, letztere von den kompetenten Amtsvorſtehern 
beglaubigt, welche Atteſte ſich über ihre Würdigkeit 
und Bedürftigkeit zu qu. Unterſtützung, ſowie theil 
weiſe oder völlige Erwerbsunfähigkeit ausſprechen 
müſſen, melden. 

— Nach § 174 des Gerichtsverfaſſungsge⸗ 
ſetzes erfolgt die Verkündigung des Urtheils in 
jedem Falle öffenklich. In Bezug auf dieſe Be⸗ 
ſtimmung hat das Reichsgericht, II. Strafſenat, 
durch Erkenntniß vom 30 Januar 1880 ausge- 
ſprochen, daß ein Strafurtheil, welches in nicht 
öffentlicher Sitzung verkündet worden iſt, auf einer 
Verletzung des Geſeßes beruht und durch die Re⸗ 
viſtonsbeſchwerde engefochten werden kann. 

— Der Geheime Ober ⸗Juſtiz-Rath Freiherr 
v. Bülow im Juſtiz⸗Miniſterium iſt zum Präſi⸗ 
denten des Landgerichts in Greifswald, mit Vorbe⸗ 
halt des Ranges als Rath zweiter Klaſſe, er- 
nannt. 


— In der Kleeberg'ſchen Menagerie, welche 
gegenwärtig in Stargard ausgeſtellt iſt, warf vor- 
geſtern eine Tigerin drei Junge, doch wurden zwei 
derſelben, ehe ſie noch aus dem Käfig der Alten 
genommen werden konnten, von der zärtlichen Mut⸗ 
ter zu Tode „geleckt“, d. b. durch Belecken mit der 
ſcharfen Zunge getödtet. Das am Leben gebliebene 
Thier wird mit der Flaſche gefüttert. 

— Die Eröffnung der heutigen Sitzung des 
biefigen Schöffengerichts verzögerte ſich um ca. ½ 
Stunde, da einer der einberufenen Herren Schöffen 
nicht rechtzeitig erſchienen war und erſt durch den 
dienſtthuenden Nuntius in das Gerichtslokal geholt 
werden mußte. 

— Bor einigen Tagen wurden dem Barbier- 
herrn Dummer aus feiner Laſtadie Nr. 85 belege- 
nen Wohnſtube Kleidungsſtücke und andere Gegen- 
ſtände im Werthe von circa 45 Mark geſtohlen. 

— Vorgeſtern wurde ein bei der hieſigen Poſt⸗ 
direktion im Bureaudienſt beſchäftigter Unterbeamter 
Ke verhaftet, weil er ſeit längerer Zeit Waaren⸗ 
proben, beſond ers von Kaffee, welche zur Beförde⸗ 
rung aufgegeben waren, unterſchlagen batte und 
ſchließlich dabei in flagranti ertappt worden war. 

— Ueber die mangelhaften Ausſichten im Bau⸗ 


wird, und nimmt daher die anderthalbſtündigen Er-| fach ſchreibt das „Wochenblatt für Architekten und 


Ingenieure“: Während in den ſechs Jahren 1868 London“ in Prag“, ein Brief aufgegeben. Der 


bis 1873 im Durchſchnitt jährlich 74 Bauführer 
geprüft wurden, beträgt die Durchſchnittszahl der 
letzten ſechs Jahre 1874—79 über 200. Im 
verfloſſenen Jahre iſt die Zahl ſogar auf 230 ge⸗ 
ſtiegen, wogegen ſich der Bedarf ſeit längerer Zeit 
bekanntlich in einem ähnlichen Verhältniß verringert 
hat. Eine entſprechende Steigerung in der Zahl 
der geprüften Regierungs-Baumeifter ſteht nun noch 
bevor, da der Einfluß des Baumeiſter⸗Examens ſich 
in dieſer Beziehung erfahrungsmäßig erſt 4 bis 5 
Jahre ſpäter geltend gemacht. Aber auch dieſe Zahl, 
welche ſich in den Jahren 1866—1876 auf 60 
bis 70 jährlich belief, iſt ſeitdem gleichmäßig ge- 
wachſen, und betrug im verfloſſenen Jahre bereits 
110, während eine weitere Steigerung noch mehrere 
Jahre hindurch in beſtimmter Aus ſcht ſteht. 


Vermiſchtes. 

— Als vorgeſtern Nachmittags der Kaiſer in 
Wiesbaden in der Adelheidſtraße einen Beſuch ab- 
ſtattete, hatte ſich vor dem betreffenden Hauſe um 
den kaiſerlichen Wagen herum eine große Menſchen⸗ 
menge angeſammelt. Der Kaiſer, aus dem Hauſe 
zum Wagen ſchreitend, verlor aus der Hand einen 
Strauß aus Maiglöckchen und Vergißmeinnicht. Als 
er ſich zur Erde bücken wollte, um den Strauß auf- 
zuheben, ſtürzte Alt und Jung hinzu, dem hohen 
Herrn dieſe Mühe abzunehmen. Eine junge Dame 
wurde dabei von ihrem patriotiſchen Eifer jo weit 
geführt, daß Se. Majeſtät mit der Hand nach 
ihrem Hut greifen mußte, um denſelben auf dem 
Haupt zu ſichern. Inzwiſchen hatte die Dame aber 
ihren Zweck erreicht und bot den von ihr aufgeho⸗ 
benen Strauß erröthend dem Kaiſer dar. Dieſer 
nahm ihn dankend an und überreichte ihn dann 
lächelnd der Glücklichen, die ihn triumphirend von 
dannen trug. Das Publikum brachte dem Kai 
fer, als er in den Wagen ſtieg, lebhafte Hoch- 
rufe dar. 

— (Eine Drohung gegen Gambetta.) Im 
Pariſer „Figaro“ veröffentlicht ein Poltiziſt feine 
Erinnerungen unter dem Titel „Vingt ans de 
pelice“. Er giebt unter Anderm Details über 
einen ſeinerzeit in den Blättern nur flüchtig ange- 
deuteten Erpreſſungsverſuch gegen Gambetta. Zu 
Beginn des Jahres 1878 erhielt der Kammerprä⸗ 
ſident einen Brief, in welchem ihm mit Ermordung 
gedroht wurde, wenn er nicht binnen einer be— 
ſtimmten Friſt 30,000 Fres. in Form eines Boft- 
packets an einen gewiſſen G. per Adreſſe eines 
Gaſtwirthes in Lille ſende. Der Brief trug keine 
Unterſchrift. Gambetta legte der bizarren Zumu- 
thung kein beſonderes Gewicht bei, übergab aber 
doch den Brief dem Polizeipräfekten behufs Er⸗ 
forſchung des Abſenders. Die Polizei füllte ein 
Kiſtchen mit alten Zeitungen und expedirte es unter 
der bezeichneten Adreſſe. Dann begaben ſich zwei 
Boltzetinjpeftoren mit dem Friedensoffizier Herrn 
Lombard nach Lille. Das bewußte Wirthshaus 
war letzten Ranges und wurde meiſt von Boten 
aus der Umgegend beſucht, welche von dort Colli 
abholten. Für die Poltziſten handelte es ſich 
darum, die Ankunft des Kiſtchens abzuwarten und 
zu beobachten, wer es übernehmen werde. Sie 
konnten keine Auskünfte verlangen, denn falls der 
Wirth mit dem Briefſchreiber einverſtanden war, 
hätten fie dann jeden Erfolg ihrer Miſſion ver- 
eitelt. Nun ergab ſich ihnen die Schwierigkeit, 
ohne Aufſehen lange in einem Wirthshaus zu ver- 
weilen, das durchaus bekannte Gäſte hatte, und in 
welchem ſich nur zwei Tiſche befanden. Die beiden 
Agenten verkleideten ſich jo, daß man fie für Mäk⸗ 
ler halten konnte, wie ſie auf Provinzmärkten zu 
erſcheinen pflegen. Sie gaben nun vor, Kameraden 
und Waare zu erwarten, ließen ſich zu eſſen geben, 
und Niemand im Wirthshauſe kümmerte ſich um fie. 
Endlich kam die Kiſte an. Die Wirthin frug 
mehrere Gäſte, ob fie ihnen gehöre; Alle verneinten. 
Da fingirte einer der Agenten Schlaf, und gleich 
danach verſchwand die Wirthin in die Küche, und 
ein junger Meßzgerknecht folgte ihr. Fünf Minuten 
ſpäter kehrte ſie zurück, ſpähte, ob der ſcheinbar 
Schlafende nicht aufgewacht ei, ließ ihre Serviette 
wie zufällig auf die Kiſte fallen und trug dieſe 
dann bedeckt fort. Wirthin und Mepgerknecht 
waren alſo offenbar einverſtanden. Letzterer ent- 
fernte ſich aber mit leeren Händen, und als der 
Agent ſich erhob, um einen Blick in die Küche zu 
werfen, ſah er, daß die Kiſte von dort weggeſchafft 
war. Einer der Agenten entlockte nun der Wir- 
thin mit gut geſpielter Harmloſigkeit Namen und 
Adreſſe des Metzgerknechtes, eine halbe Stunde 
ſpäter war dieſer verhaftet. Er geſtand, daß er 
die dreißigtauſend Francs der Diva eines Cafe 
chantant in Lille zu Füßen legen wollte. Ein 
Monat Gefängniß war das Reſultat ſeines verun⸗ 
glückten Erpreſſungsverſuches. 

— Einen jähen Tod fand vorgeſtern Nach⸗ 
mittag ein bei der großen Berliner Pferdebahn an⸗ 
geſtellter Kutſcher auf der Strecke Schönhauſer Thor⸗ 
Pankow. Derſelbe wollte ungefähr an dem Kreu⸗ 
zungspunkt der Kaftanien- und PBappel-Allee einen 
Hund, der fortwährend um die Pferde feines W..- 
gens herumbellte, durch einen Schlag mit der Peit⸗ 
ſche vertreiben; hierbei bog er ſich fo weit vor, daß 
er das Gleichgewicht verlor und über die vordere 
Perronwand ſtürzte. Unglücklicherweiſe kam er dabei 
derart über den Schienenſtrang zu liegen, daß ihm 
die Vorderräder des Wagens über Bruſt und Hals 
gingen. Anſcheinend leblos wurde er unter dem 
Wagen hervorgezogen und gab ſeinen Geiſt auf, 
ehe ihm ärztliche Hülfe zu Theil werden konnte. 
Der Aermſte ſoll Familienvater ſein. 

— (Wenn man böhmiſch ſchreibt.) Ein 
Czechenblatt erzählt: „Vor einiger Zeit wurde in 
Reichenberg unter der deutlich, aber böhmiſch ge- 
ſchriebenen Adreſſe: „Herrn Joſeph Andel, „Café 


Poſtbeamte verſtand von der ganzen Adreſſe blos 
das Wort „London“, und ſo wanderte der Brief 
nach England. In London verſtehen die Poſt⸗ 
beamten offenbar das Böhmiſche To gut, wie die 
in Reichenberg, fie laſen das Wort „Kavarna“ 
(Cafe) für „Kanada“ und ſchickten ruhig den Brief 
nach Kanada. Erſt hier fand ſich der für Reichen⸗ 
berg nothwendige (9), der böhmiſchen Sprache 
mächtige Poſtbeamte vor, welcher auf die Adreſſe 
„Prag“ zuſchrieb und es ſo ermöglichte, daß der 
Brief nach mehrmonatlicher Wanderung endlich in 
die Hände des Adreſſaten gelangte.“ Die ganze 
Hiſtorie beweiſt, daß man ſelbſt in Böhmen gut 
thut, ſich nicht des czechiſchen Idioms zu bedienen, 
wenn man auf ſichere Beförderung eines Briefes 
rechnen will. 
L— Ein Berliner Bangquier hatte von aus- 
wärts einen Schinken geſchickt bekommen, den er 
einem Fleiſchbeſchauer zur Unterſuchung zuſchickte. 
Dieſes Schweine ⸗Hintertheil nun erhielt er mit dem 
folgenden Dokument zurück: 
50 f. 
Für die unter ſuchung eines Schinkens von Herrn 
G., der Trichinen frei iſt, dankent erhalten. 
Berlin d. 3. April 1880 
H. Gaudi, 
Oeffentlicher Fleiſchbeſchauer. 
Und dazu iſt bei Herrn G. ſeiner Konfeſ⸗ 
ſion nach eigentlich die Trichinenfreiheit völlig ſelbſt⸗ 
verſtändlich, ſelbſt ohne ein amtliches Atteſt! .. 
— Unter dem Titel „Ein aufgedeckter Schatz“ 
wird geſchrieben: Ein ſchweres Gewitter zog ſich 
am Sonntag, den 25. d. Mts., gegen Abend ju- 
ſammen und breitete ſich von Köpenick bis Kuners⸗ 
dorf hinter Frankfurt a. d. O. ars. An verſchie 
denen Stellen ſchlug der Blitz, ſo auch in die Kirche 
zu Fürſtenwalde, ein, ohne zu zünden. Der Blitz 
traf dort den Altar, den er durchſchlug und hierbei 
den Schatz theilweiſe offen legte, den vor hunderten 
von Jahren ein Erzbiſchof, als die Stadt einſt vom 
Feuer zerſtört wurde, einmauern ließ, damit, falls 
ein ähnliches Unglück die Stadt einſt wieder treffen 
ſollte, Mittel zum Wiederaufbau vorhanden wären. 
Der nunmehr aufgedeckte Schatz, aus Gold⸗ und 
Silberbarren beſtehend, iſt vorläufig der Regierungs- 
hauptkaſſe zu Fürſtenwalde übergeben worden. Schon 
vor etwa dreißig Jahren bat der damalige dortige 
Superintendent Schulz den zum Beſuche in Für⸗ 
ſtenwalde anweſenden König Friedrich Wilhelm IV., 
den Schatz für die Stadt „heben“ zu dürfen; der 
König verweigerte die Bitte, da man den Willen 
des Stifters deſſelben ehren müſſe. 


Eiterariſches. 

Dr. Wiel, Tiſch für Magenkranke. Die neue Aus⸗ 
gabe des Buches bezeugt den Anklang, den es bei Aerzten 
und Kranken gefunden. Der Magenkranken giebt 
es ja erſtaunliche Mengen; neben den mit dem 
wirklichen Leiden behafteten Menſchen ſind noch eine 
große Anzahl eingebildeter und furchtſamer Leute 
vorhanden, welche die Funktionen dieſes für die 
menſchliche Ernährung jo wichtigen Gliedes geftört 
glauben und immer von verdorbenem Magen pre- 
chen. Dieſen giebt das Buch Rathſchläge zu einer 
vernünftigen Diät und zu einer angemeſſenen Ver⸗ 
wendung und Zubereitung von Speiſe und Trank. 
Vor Allem werden die Hausfrauen von den ihnen 
zur Befolgung gegebenen Regeln Nutzen ziehen; fie 
werden es in der Hand haben, die Nahrungsver⸗ 
hältniſſe ihrer Hausgenoſſenſchaft nach den Grund⸗ 
ſätzen der Geſundheit zu ordnen und ihre Gaſt⸗ 
mähler ſo herzuſtellen, daß die Gäſte ohne augen⸗ 
blickliche und nachfolgende Beſchwerden ihr Haus 
verlaſſen. Die Einrichtung des Buches iſt folgende: 
der allgemeine Theil bietet eine Ueberſicht der Nah- 
rungsmittel, welche dem Magen als Heilmittel zu 
dienen vermögen; der ſpezielle enthält Speiſezettel, 
wie ſie zur Anwendung bei den verſchiedenen Arten 
des Leidens kommen ſollen. [58] 


Telegraphiſche Depefchen, 

Wien, 23. April. Meldung der „Politiſchen 

Korreip." : 
Aus Cettinje von heute: Die montenegriniſche 
Regierung bat an den türkiſchen Geſandten in Cet⸗ 
tinje eine Note gerichtet, in welcher ſie die Konni⸗ 
venz der türkiſchen Behörden mit dem Widerſtande 
der Arnauten gegen die Gebietsabtretung konſtatirt, 
die Ausführung der Stipulationen verlangt und 
Entſchädigungsanſprüche für die verzögerte Uebergabe 
anmeldet. Die Note wurde ſämmtlichen Vertretern 
der auswärtigen Mächte in Cettinje abſchriftlich zu⸗ 
geſtellt. Der türkiſche Geſandte hat der Pforte die 
Note telegraphiſch gemeldet. 

London, 28. April. Die Eröffnung des Par⸗ 
laments erfolgt morgen, es wird angenommen, daß 
daſſelbe mit einer Thronrede eröffnet werde. 

Petersburg, 28. April. Im Marinereſſort 
iſt, wie hieſige Blätter melden, beſchloſſen worden, 
die Zahl der Matroſen in ſämmtlichen Oftjechäfen 
auf 2900 herabzuſetzen. Dem Vernehmen nach iſt 
eine ähnliche Herabſetzung bei der Flotte im Schwar⸗ 
zen Meere bereits erfolgt und das Matroſenkontingent 
der letzteren um mehr als ein Dritttheil verringert 
worden. 

Petersburg, 28. April. Das durch hieſige 
Zeitungen beſtätigte Gerücht, daß der Hauptatten- 
täter bei der Exploſton im Winterpalais ergriffen 
ſei, kann, wie unterrichtete Perſonen verſichern, nicht 
in dieſer Weiſe verifizirt werden, da von Unterſu⸗ 
chungsergebniſſen, welche den Hauptattentäter bei der 
Erplofion feſtſtellen, abſolut nichts bekannt gewor⸗ 
den iſt. 

Die „Agence Ruſſe“ telegraphirt auf Anfrage 
wegen der gemeldeten Entdeckung des Hauptatten- 
täters bei der Erplofion im Winterpalais: „In 
abſoluter Weiſe kann verſichert werden, daß an der 
ganzen Nachricht nichts Wahres iſt.“ 


are 


